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Satzung  

zur Änderung der Hauptsatzung der Stadt Velbert  
vom 12.11.2020 

 
 
Der Rat der Stadt Velbert hat in seiner Sitzung vom 03.11.2020 aufgrund des § 7 Abs. 3 Satz 1 in 
Verbindung mit § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW, S. 666), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 09.10.2007 (GV NRW, S. 380 ff.) folgende Satzung vom zur Änderung 
der Hauptsatzung der Stadt Velbert beschlossen: 

I. 
1.  
§ 12 Abs. 1 der Hauptsatzung wird wie folgt neu gefasst: 
 
(1) Der Rat bildet  

1. einen Haupt- und Finanzausschuss,  

 
2. einen Rechnungsprüfungsausschuss,  

 

3. die Bezirksausschüsse Velbert-Mitte, Velbert-Neviges und Velbert- Langenberg, 

 

4. folgende Fachausschüsse:  

Ausschuss für Schule und Bildung,  
Ausschuss für Wirtschaftsförderung, Stadtmarketing und Tourismus, Betriebsaus-
schuss für den Kultur- und Veranstaltungsbetrieb Velbert, Jugendhilfeausschuss,  
Ausschuss für Kultur- und Sportförderung,  
Ausschuss für Soziales, Familie und Senioren,  
Ausschuss für Klima und Umwelt,  
Ausschuss für Stadtplanung und Mobilität,  
Ausschuss für Digitalisierung,  
Ausschuss für Feuerwehrangelegenheiten und kommunale Ordnung. 
 

2. 
§ 14 Abs. 3 der Hauptsatzung wird wie folgt neu gefasst: 
Der Rat wählt drei Stellvertreter des Bürgermeisters. 
 

II. 
Diese Satzung tritt mit dem Tag nach der Bekanntmachung in Kraft. 
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Bekanntm achungsanordnung  

 
Vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gegeben. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntma-
chung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Vorstand hat den Beschluss des Verwaltungsrates vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Anstalt öffentlichen Rechts vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

 
 
 
Velbert, den 12.11.2020 
 
 
Dirk Lukrafka  
Bürgermeister  
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Satzung  
zur Änderung der Betriebssatzung für den Eigenbetrieb  

Kultur- und Veranstaltungsbetrieb Velbert (KVBV)  
vom 12.11.2020 

 
Aufgrund der §§7 und 114 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666/SGV. NRW) zuletzt geändert durch 
Art. 15 des Gesetzes v. 23.01.2018 (GV. NRW. S. 90) in Verbindung mit der Eigenbetriebsverord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen EigVO (Artikel 16 des Gesetzes über ein Neues Kommu-
nales Finanzmanagement für Gemeinden im Land Nordrhein-Westfalen vom 16.11.2004 – GV 
NRW. S. 644) beschließt der Rat der Stadt Velbert am 03.11.2020 folgende Änderung der Be-
triebssatzung für den Eigenbetrieb Kultur- und Veranstaltungsbetrieb Velbert (KVBV) vom 
19.09.2018: 
 

I. 
§ 4 Abs. 1 Satz 1 und 2 werden wie folgt neu gefasst: 
Der Betriebsausschuss besteht aus 19 stimmberechtigten Mitgliedern. Er setzt sich aus mindes-
tens 10 Ratsmitgliedern und maximal 7 sachkundigen Bürgern und 2 Beschäftigtenvertretern zu-
sammen. 
 

II. 
Diese Satzung tritt mit dem Tag nach der Bekanntmachung in Kraft. 
 
 

--------------------------------- 
 

Bekanntm achungsanordnung  
 

Vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gegeben. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntma-
chung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Vorstand hat den Beschluss des Verwaltungsrates vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Anstalt öffentlichen Rechts vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

 
 
 
Velbert, den 12.11.2020 
 
 
Dirk Lukrafka  
Bürgermeister  
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Satzung 
zur Änderung der Satzung der Stadt Velbert für das 

Kommunalunternehmen Technische Betriebe Velbert, Anstalt des öffentlichen 
Rechts, vom 12.11.2020 

 
Der Rat der Stadt Velbert hat in seiner Sitzung am 03.11.2020 aufgrund des § 7 Abs. 3 Satz 1 in 
Verbindung mit § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW, S. 666), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 09.10.2007 (GV NRW, S. 380 ff.), folgende Satzung zur Änderung der Sat-
zung der Stadt Velbert für die Anstalt des öffentlichen Rechts „Technische Betriebe Velbert“ be-
schlossen. 
 

I. 
 

§ 6 Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
 

§ 6 
Der Verwaltungsrat 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus dem Vorsitzenden und den 17 übrigen stimmberechtigten Mit-
gliedern. …  
 

II. 
 

Diese Satzung tritt mit dem Tag nach der Bekanntmachung in Kraft. 
 

--------------------------------------------------------- 
 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 

1. Die vorstehende Änderung der Satzung für das Kommunalunternehmen Technische Betriebe 
Velbert Anstalt öffentlichen Rechts wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

2. Gemäß § 115 Abs. 1 Satz 1 Buchst. h der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
wurde die Errichtung einer Anstalt des öffentlichen Rechts dem Landrat des Kreises Mettmann 
als untere staatliche Verwaltungsbehörde mit Schreiben vom 14.11.2006 angezeigt. 

 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Velbert, 12.11.2020 
 
gez. Dirk Lukrafka 
Bürgermeister 
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Öffentliche Bekanntmachung der Offenlegung der Grenzniederschrift vom 

10.11.2020 und die Ergebnisse der Grenzermittlung und die Bekanntgabe der Ab-

markung von Grundstücksgrenzen 

  

 
  

Gemarkung :  Untensiebeneick ; Dönberg  
Flur :  1 ; 9 , 10  
Flurstück :  88, 95, 451, 702-703 | 218, 219, 222, 224-226 ...  
Lage:  Siebeneicker Straße 330 – 332 „Zur Mühlen" bis „Unterm mittelsten Asch“  
Zweck :  Grenzvermessung der Kreisgrenze   
                        Kreis Mettmann Stadt Velbert / Stadt Wuppertal  
Geb.-Nr. :  201078    
  

Die Ergebnisse der Grenzermittlung bzw. Abmarkung von Grundstücksgrenzen sind den  
Beteiligten gemäß § 21 des Gesetzes über die Landesvermessung und das  
Liegenschaftskataster ( Vermessungs- und Katastergesetz -VermKatG NRW vom 1. April  
2014 (GV. NRW. S. 256)) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. April 2020  (GV.  
NRW. 2020 S. 218b)  in einem Grenztermin bekanntzugeben.  
Da einige Beteiligte bzw. ihrer Rechtsnachfolger nicht ermittelt werden konnten ,  und auf eine 
Durchführung des Grenztermins aufgrund § 21 Absatz 6 des Gesetzes über die Landesvermes-
sung und das Liegenschaftskataster (Vermessungs- und Katastergesetz - VermKatG NRW) ver-
zichtet wurde, werden die Ergebnisse der Grenzermittlung  und die Bekanntgabe der Abmarkung 
von Grundstücksgrenzen durch Offenlegung bekannt gegeben.  
  

Die Offenlegung erfolgt in den Geschäftsräumen der Öffentlich bestellten Vermessungs-

ingenieurin Dipl.-Ing. Ulrike Pennekamp , Regerstr. 3, 42549 Velbert ab dem  30.11.2020 

für die Dauer eines Monats.  

  

Einen Termin zur Einsichtnahme  können Sie unter der Telefonnummer 02051 – 80 09 43-0 in der 
Zeit von Montag – Donnerstags von 8.00 Uhr – 16.30 Uhr und Freitags von 8.00 Uhr bis 13.00 Uhr 
vereinbaren.  

Belehrung über die Einwendungen gegen die Grenzermittlung und über den Rechtsbehelf gegen 

die Abmarkung:  

 

1. Einwendungen gegen das Ergebnis der Grenzermittlung   

Das Ergebnis der Grenzermittlung gilt gemäß § 21 Abs. 5 VermKatG NRW als von Ihnen aner-
kannt und die Grenzen sind somit gemäß § 19 Abs. 1 VermKatG NRW  festgestellt, wenn Sie nicht 
innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Bescheides Einwendungen erheben.    

Einwendungen gegen das Ergebnis der Grenzermittlung sind schriftlich oder zur Niederschrift bei 
mir unter der oben genannten Anschrift  zu erheben.   

 

2. Klage gegen die Abmarkung und amtliche Bestätigung   

Gegen die Abmarkung / die amtliche Bestätigung der vorgefundenen Abmarkung * kann innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe der Offenlegung Klage bei dem Verwaltungsgericht Düssel-
dorf, Postfach 200860, 40105 Düsseldorf erhoben werden.  Die Klage kann schriftlich oder zu 
Protokoll des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des Verwaltungsgerichts erhoben werden. 
Wird die Klage schriftlich erhoben, so sollen ihr mindestens 2 Abschriften beigefügt werden.  
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Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektronische 
Poststelle des Gerichtes erhoben werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung 
durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der ver-
antwortlichen Person versehen sein oder von der verantwortlichen Person signiert und auf einem 
sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 VwGO eingereicht werden. Die für die Über-
mittlung und Bearbeitung geeigneten technischen  
Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Verordnung über die techni-
schen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektro-
nische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung-ERVV) vom 24. November 
2017 (BGBl. I S. 3803).    
  

 

Gesonderte Hinweise zur Klageerhebung:   

  Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite www.justiz.de.  

  

Zur Vermeidung unnötiger Kosten rege ich an, sich vor der Erhebung einer Klage zunächst mit mir 
in Verbindung zu setzen, da in vielen Fällen etwaige Unstimmigkeiten bereits im Vorfeld einer 
Klage rechtssicher behoben werden können.    
   

Beachten Sie bitte, dass sich die Klagefrist durch einen solchen außergerichtlichen Einigungsver-
such jedoch nicht verlängert.   

  

Velbert, den  10.11.2020  
 
Pennekamp, Öffentl.best.VermIng.  
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Sparkassenzweckverband Sparkasse Hilden • Ratingen • Velbert 

 
Einladung 

zur konstituierenden Sitzung der Zweckverbandsversammlung des Sparkassenzweckver-
bandes Sparkasse Hilden • Ratingen • Velbert 

 
am Montag, 23. November 2020 um 16:00 Uhr in Hilden 

 
Tagungsort: Stadthalle Hilden (kleiner Saal),  

Fritz-Gressard-Platz 1, 40721 Hilden 
 
 
  1.  Bestellung eines/einer Schriftführers/-in und seines/seiner Stellvertreters/-in  
 
  2.  Wahl des/der Vorsitzenden der Verbandsversammlung und seines/seiner  
    Stellvertreters/-in gemäß § 15 Abs. 4 des Gesetzes über kommunale  
    Gemeinschaftsarbeit (GkG) in Verbindung mit § 1 Ziffer 2 des  
    öffentlich-rechtlichen Vereinigungsvertrages 
 
  3. Wahl des/der Verbandsvorstehers/-in und seines/seiner Stellvertreters/-in 
    gemäß § 16 Abs. 1 GkG in Verbindung mit § 1 Ziffer 2 des öffentlich-rechtlichen  

  Vereinigungsvertrages 
 
  4.  Wahl des Verwaltungsrates der Sparkasse Hilden • Ratingen • Velbert 
 
    4.1 Wahl des/der Vorsitzenden des Verwaltungsrates  
      gemäß § 11 Ziffer 1 Sparkassengesetz Nordrhein-Westfalen (SpkG NRW) 

    in Verbindung mit § 1 Ziffern 1 und 2 sowie § 4 Ziffer 1 des öffentlich-  
    rechtlichen  Vereinigungsvertrages 
   

    4.2 Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrates und ihrer Stellvertreter/-innen 
      Gemäß § 10 Ziffern 1 und 2 SpkG NRW in Verbindung mit § 1 Ziffer 1 und  
      § 4 Ziffern 1 und 2 des öffentlich-rechtlichen Vereinigungsvertrages 
 
    4.3 Wahl des/der ersten und zweiten Stellvertreters/-in des/der Vorsitzenden  
      des Verwaltungsrates gemäß § 11 Ziffer 2 SpkG NRW in Verbindung mit 
      § 1 Ziffer 2 des öffentlich-rechtlichen Vereinigungsvertrages 
 
    4.4 Wahl des/der beisitzenden Hauptverwaltungsbeamten/-in und seines/seiner  

    Stellvertreters/-in gemäß § 11 Ziffer 3 SpkG NRW in Verbindung mit  
     § 4 Ziffer 3 des öffentlich-rechtlichen Vereinigungsvertrages 

 
 5. Festlegung der Vertreter/-innen der Sparkasse Hilden • Ratingen • Velbert für die  
 Verbandsversammlung des Rheinischen Sparkassen- und Giroverbandes 
 
 

 6. Verschiedenes 
 
 

Velbert, 12. November 2020 
 
gez. Dr. Heimo Haupt 
Altersvorsitzender der konst. Verbandsversammlung  
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Jahresabschluss 2019 der Technischen Betriebe Velbert Anstalt öffentlichen Rechts 
 
 
Mit einstimmigem Beschluss des Verwaltungsrates der Technischen Betriebe Velbert Anstalt öffentlichen 
Rechts in seiner Sitzung vom 24.09.2020 wurde der Jahresabschluss 2019 der Technischen Betriebe 
Velbert Anstalt öffentlichen Rechts wie folgt festgestellt: 
 
 
1.) Der Jahresabschluss der Technischen Betriebe Velbert AöR für das Wirtschaftsjahr 2019 
 

wird 
 

in der Bilanzsumme mit 375.672.005,97 Euro 
 

und einem 
 

Jahresgewinn in Höhe von 8.944.132,94 Euro 
 

festgestellt. 
 

Der Jahresgewinn in Höhe von 8.944.132,94 € wird der allgemeinen Rücklage zugeführt. 
 
 
2.) Dem Vorstand wird für das Wirtschaftsjahr 2019 Entlastung erteilt. 
 
 
 
BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 
 
„An die Technische Betriebe Velbert Anstalt des öffentlichen Rechts, Velbert 
Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der Technischen Betriebe Velbert Anstalt des öffentlichen Rechts, 

Velbert 

– bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2019 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das 

Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2019 sowie dem Anhang, einschließlich 

der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir 

den Lagebericht der Technischen Betriebe Velbert Anstalt des öffentlichen Rechts, Velbert für das 

Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2019 geprüft.  

 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den Vorschriften der 
Verordnung über kommunale Unternehmen und Einrichtungen als Anstalt des öffentlichen Rechts 
des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen i.V.m. den einschlägigen deutschen für Kapitalgesell-
schaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Anstalt zum 31. Dezember 2019 sowie seiner 
Ertragslage für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2019 und 
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 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Anstalt. 
In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
entspricht den Vorschriften der Verordnung über kommunale Unternehmen und Einrichtungen 
als Anstalt des öffentlichen Rechts des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen und stellt die Chan-
cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen 

die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 

 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit 

§ 317 HGB und § 114a Abs. 10 GO NRW unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 

(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Un-

sere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des 

Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestäti-

gungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von der Anstalt unabhängig in Übereinstim-

mung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere 

sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind 

der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um 

als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 

 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und der für die Überwachung Verantwortlichen für 
den Jahresabschluss und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den 

Vorschriften der Verordnung über kommunale Unternehmen und Einrichtungen als Anstalt des öf-

fentlichen Rechts des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen in allen wesentlichen Belangen ent-

spricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungs-

mäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 

Finanz- und Ertragslage der Anstalt vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 

für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungs-

mäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses 

zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Dar-

stellungen ist. 

 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die 

Fähigkeit der Anstalt zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben 

sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstä-
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tigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grund-

lage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, 

sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der 

insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Anstalt vermittelt sowie in allen wesentlichen Be-

langen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den Vorschriften der Verordnung über kommu-

nale Unternehmen und Einrichtungen als Anstalt des öffentlichen Rechts des Bundeslandes Nord-

rhein-Westfalen entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 

darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnah-

men (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in 

Übereinstimmung mit den anzuwendenden Vorschriften der Verordnung über kommunale Unterneh-

men und Einrichtungen als Anstalt des öffentlichen Rechts des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen 

zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht er-

bringen zu können. 

 

Der Verwaltungsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der 

Anstalt zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 

 

 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 

Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist, 

und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Anstalt vermittelt sowie in 

allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen 

Erkenntnissen in Einklang steht, den Vorschriften der Verordnung über kommunale Unternehmen 

und Einrichtungen als Anstalt des öffentlichen Rechts des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen ent-

spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen 

Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lage-

bericht beinhaltet. 

 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 

Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 114a Abs. 10 i.V.m. § 102 der Gemeindeordnung des Bun-

deslandes Nordrhein-Westfalen unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-

gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine 

wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder 
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Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet 

werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses 

und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.  

 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grund-

haltung. Darüber hinaus 

 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsichtigter 
– falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen Prüfungs-
handlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die aus-
reichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, 
dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei 
Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Un-
vollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen be-
inhalten können. 

 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten inter-
nen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maß-
nahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen angemessen 
sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der Anstalt 
abzugeben. 

 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestell-
ten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern 
angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, 
auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zu-
sammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fä-
higkeit der Anstalt zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem 
Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestäti-
gungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerk-
sam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil 
zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum 
unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gege-
benheiten können jedoch dazu führen, dass die Anstalt ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr 
fortführen kann. 

 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses ein-
schließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle 
und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grunds-
ätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Anstalt vermittelt. 

 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentspre-
chung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Anstalt. 

 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunfts-
orientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnach-
weise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von den gesetzli-
chen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachge-
rechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges 
Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen 
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geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse 
wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang 

und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger 

Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen.“ 

 
Wuppertal, den 06. Juli 2020 

 

 Breidenbach und Partner PartG mbB 
 Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 Steuerberatungsgesellschaft 
 
 
  gez. Kroniger gez. Strauß 
  Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 
 
 

------------------------------------------------------------- 
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Bekanntmachungsanordnung 

Der vom Verwaltungsrat der Technischen Betriebe Velbert Anstalt öffentlichen Rechts (TBV AöR) 

festgestellte und bestätigte Jahresabschluss 2019 der TBV AöR  wird hiermit gemäß § 27 Absatz 3 

KUV öffentlich bekannt gemacht. 

Velbert, den 28.10.2020 

gez. Dirk Lukrafka 

Verwaltungsratsvorsitzender 

 

 

Der Jahresbericht und der Lagebericht der Technischen Betriebe Velbert Anstalt öffentlichen Rechts 

für das Wirtschaftsjahr 2019 sind bis zur Feststellung des folgenden Jahresabschlusses bei den  

Technischen Betrieben Velbert AöR 

Am Lindenkamp 33, 42549 Velbert,  

Zimmer 1.47 

 

von Montag – Mittwoch von 08:00 Uhr – 16:00 Uhr 

Donnerstags 08:00 Uhr – 17:45 Uhr 

Freitags von 08:00 Uhr – 12:00 Uhr  

 

einzusehen. 

 
 
 
Technische Betriebe Velbert AöR      Velbert, den 28.10.2020 
Der Verwaltungsratsvorsitzende 
 
 
Vermerk: 
Bekanntmachung des Jahresabschlusses der Technischen Betriebe Velbert Anstalt öffentlichen 
Rechts (TBV AöR) für das Wirtschaftsjahr 2019 
 
Hiermit wird bestätigt, dass der Wortlaut der Gewinn- und Verlustrechnung der TBV AöR für das 
Wirtschaftsjahr 2019 mit dem Beschluss des Verwaltungsrates der Technischen Betriebe Velbert 
Anstalt öffentlichen Rechts vom 24.09.2020 (Vorlage 283/2020) übereinstimmt und gemäß § 27 
Absatz 3 KUV ortsüblich bekanntgemacht worden ist. 
 
 
gez. Dirk Lukrafka 
Verwaltungsratsvorsitzender 
 
 
  



€ €

1. 50.959.059,60

2. 1.585.311,45

3. 10.008.782,68

4.

a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 

und für bezogene Waren -1.451.537,54

b) Aufwendungen für bezogene Leistungen -12.234.505,97

-13.686.043,51

5.

a) Löhne und Gehälter -11.274.268,25

b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für

Altersversorgung und für Unterstützung -3.668.048,60

-14.942.316,85

6.

des Anlagevermögens und Sachanlagen -11.907.639,00

7. -5.994.985,25

16.022.169,12

8. 952,08

9. -7.014.870,11

10. -19.536,86

11. 8.988.714,23

12. -44.581,29

13. 8.944.132,94Jahresüberschuss

Technische Betriebe Velbert AöR

Jahresabschluss 2019

Gewinn- und Verlustrechnung

für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2019

Steuern vom Einkommen und vom Ertrag

Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände 

Sonstige betriebliche Aufwendungen

Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge

Zinsen und ähnliche Aufwendungen

Ergebnis nach Steuern

Materialaufwand

Personalaufwand

2019

Umsatzerlöse

Andere aktivierte Eigenleistungen

Sonstige betriebliche Erträge

Sonstige Steuern
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Öffentliche Ausschreibungen 
 
 
Die Technischen Betriebe Velbert AöR schreiben folgende Arbeiten aus: 
 

 Jahresvertrag Entsorgung der Inhalte von Kleinkläranlagen und Abwassersammelgruben 
 
Die Bekanntmachungstexte können im Internet unter www.velbert.de eingesehen werden. 
 
 




